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Antrag *) 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Hypothekenbankgesetzes und des Schiffsbankgesetzes 
— Drucksache 7/114 — 

A. Problem 

Die Bundesregierung hat im Jahreswirtschaftsbericht 1970 eine 
Reform des Realkredits angekündigt. Zur Verwirklichung die-
ser Reform muß das Hypothekenbankgesetz und das Schiffs-
bankgesetz geändert werden. 

B. Lösung 

Für die Hypothekenbanken wird eine Ausweitung der bestehen-
den Geschäftsmöglichkeiten zugelassen. Es wird 

a) das Kommunalkreditgeschäft zum zweiten Hauptgeschäft 
ausgestaltet, 

b) die Umlaufgrenze für Pfandbriefe und Kommunalobligatio-
nen heraufgesetzt, 

c) der Kreis der zulässigen Nebengeschäfte erweitert. 

Für die Schiffsbanken wird die Umlaufgrenze für Schiffspfand-
briefe erhöht und die gesetzliche Höchstgrenze für die Belei-
hung ausländischer Schiffe heraufgesetzt. 

Weiterhin wird der Schutz der Wertpapiersparer verbessert, 
indem für die Hypothekenbanken der Grundsatz der Laufzeit-
kongruenz zwischen Schuldverschreibungsgeschäft und Dar-
lehensgeschäft eingeführt sowie die Ausgabe von Tilgungs-
pfandbriefen verlangt wird. Außerdem haben die Verbände der 

') Bericht des Abgeordneten Rapp (Göppingen) folgt 
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Realkreditinstitute die Zusage gegeben, Rückflüsse aus niedrig-
verzinslichen Darlehen zur vorzeitigen Tilgung niedrigverzins-
licher Schuldverschreibungen zu verwenden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Der Vorschlag des Bundesrates, auf die Regelung kongruenter 
Laufzeiten zu verzichten, wurde nicht aufgegriffen. Keine Mehr-
heit fand auch der Antrag der CDU/CSU, die Höchstgrenze für 
Kommunaldarlehen an EWG-Staaten auf 20 v. H. der gesamten 
Darlehen zu erhöhen. 

D. Kosten 

Das Gesetz hat keine haushaltsmäßigen Auswirkungen. Ebenso 
werden Auswirkungen auf das Preisgefüge nicht erwartet. 
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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/114 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag hat auf Artikel 3 des Gesetzentwurfs nur im Ver-
trauen darauf verzichtet, daß die Verbände der Realkreditinstitute die ge-
gebenen Zusagen in vollem Umfang einhalten und die Belange der Sparer 
bestmöglich wahren werden. Der Deutsche Bundestag behält sich für den 
Fall der Nichterfüllung vor, auf die in Artikel 3 vorgeschlagene Regelung im 
Wege eigener Initiative zurückzukommen. Die Bundesregierung wird ersucht, 
drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes über ihre Erfahrungen zu berichten.; 

3. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 6. Dezember 1973 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke 

Vorsitzende 

Rapp (Göppingen) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Hypothekenbankgesetzes und des Schiffsbankgesetzes 
— Drucksache 7/114 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Hypothekenbankgesetzes und des 

Schiffsbankgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Hypothekenbankgesetzes 

Das Hypothekenbankgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Februar 1963 (Bundesge-
setzbl. I S. 81), zuletzt geändert durch das Einfüh-
rungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird 
wie folgt geändert:. 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

Hypothekenbanken sind privatrechtliche Kre-
ditinstitute, deren Geschäftsbetrieb darauf ge-
richtet ist, 

1. inländische Grundstücke zu beleihen und auf 
Grund der erworbenen Hypotheken Schuld-
verschreibungen 	(Hypothekenpfandbriefe) 
auszugeben, 

2. Darlehen an inländische Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechts oder gegen 
Übernahme der vollen Gewährleistung durch 
eine solche Körperschaft oder Anstalt zu 
gewähren (Kommunaldarlehen) und auf 
Grund der erworbenen Forderungen Schuld-
verschreibungen (Kommunalschuldverschrei-
bungen) auszugeben." 

2. § 5 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Hypothekenbanken dürfen außer den in 
§ 1 genannten Geschäften nur folgende Ge-
schäfte betreiben: 

1. Darlehen in Deutscher Mark an einen Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Hypothekenbankgesetzes und des 

Schiffsbankgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Hypothekenbankgesetzes 

Das Hypothekenbankgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Februar 1963 (Bundesge-
setzbl. I S. 81), zuletzt geändert durch das Einfüh-
rungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 5 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Hypothekenbanken dürfen außer den in 
§ 1 genannten Geschäften nur folgende Ge-
schäfte betreiben: 

1. Darlehen in Deutscher Mark an einen Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften 
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Entwurf 

oder gegen Übernahme der vollen Gewähr-
leistung durch einen solchen Staat gewähren 
und die erworbenen Forderungen zur Dek-
kung von Kommunalschuldverschreibungen 
verwenden mit der Maßgabe, daß der Ge-
samtbetrag dieser Darlehen fünf vom Hun-
dert des Gesamtbetrages der nach § 1 Nr. 2 
gewährten Darlehen nicht übersteigen darf; 

2. inländische Grundstücke auch über die Gren-
zen der §§ 11 und 12 Abs. 3 hinaus beleihen 
und Hypotheken an inländischen Grund-
stücken sowie Kommunaldarlehen erwerben, 
veräußern, beleihen und verpfänden mit der 
Maßgabe, daß der Gesamtbetrag aller durch 
Hypotheken gesicherter Forderungen, die 
nicht als Deckung für Schuldverschreibungen 
benutzt werden dürfen, zehn vom Hundert 
des Gesamtbetrages der hypothekarischen 
Beleihungen nicht übersteigen darf; 

3. Wertpapiere im eigenen Namen für fremde 
Rechnung ankaufen und verkaufen, jedoch 
unter Ausschluß von Zeitgeschäften; 

4. fremde Gelder als verzinsliche oder unver-
zinsliche Einlagen annehmen mit der Maß-
gabe, daß der Gesamtbetrag der Einlagen 
das Doppelte des eingezahlten Grundkapi-
tals und der in § 7 bezeichneten Rücklagen 
nicht übersteigen darf; 

5. Wertpapiere für andere verwahren und ver-
walten; 

6. die Einziehung von Wechseln, Anweisungen 
und ähnlichen Papieren besorgen; 

7. Darlehen bei Kapitalsammelstellen zum 
Zwecke der Gewährung von hypothekari-
schen Darlehen, Kommunaldarlehen und 
Darlehen nach Nummern I und 2 aufnehmen 
und Sicherheiten für diese Darlehen be-
stellen; 

8. Beteiligungen übernehmen oder erwerben 

a) an inländischen Unternehmen in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft oder 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

oder gegen Übernahme der vollen Gewähr-
leistung durch einen solchen Staat gewähren 
und die erworbenen Forderungen zur Dek-
kung von Kommunalschuldverschreibungen 
verwenden mit der Maßgabe, daß der Ge-
samtbetrag dieser Darlehen zehn vom Hun-
dert des Gesamtbetrages der nach § 1 Nr. 2 
gewährten Darlehen nicht übersteigen darf; 

2. inländische Grundstücke auch über die Gren-
zen der §§ 11 und 12 Abs. 3 hinaus beleihen 
und Hypotheken an inländischen Grund-
stücken sowie Kommunaldarlehen erwerben, 
veräußern, beleihen und verpfänden mit der 
Maßgabe, daß der Gesamtbetrag aller durch 
Hypotheken gesicherten Forderungen, die 
wegen Überschreitung der ersten drei Fünf-
tel des Verkaufswertes des Grundstücks 
(§ 12 Abs. 1) nicht als Deckung für Schuld-
verschreibungen benützt werden dürfen, 
zehn vom Hundert des Gesamtbetrages der 
hypothekarischen Beleihungen nicht über-
steigen darf; 

3. unverändert 

4. zum Zwecke der Gewährung von hypothe-
karischen Darlehen, Kommunaldarlehen und 
Darlehen nach Nummern 1 und 2 

a) fremde Gelder als verzinsliche oder un-
verzinsliche Einlagen annehmen, 

b) Darlehen aufnehmen und Sicherheiten 
für diese Darlehen bestellen, 

c) Schuldverschreibungen auf den Inhaber 
ohne die für Pfandbriefe oder Kommu-
nalschuldverschreibungen vorgeschriebe-
ne Deckung ausgeben, 

mit der Maßgabe, daß die Gesamtbeträge 
der Einlagen und der Schuldverschreibungen 
sowie der Darlehen, soweit nicht den Dar-
lehensgebern Namenspfandbriefe oder Na-
menskommunalschuldverschreibungen zu 
ihrer Sicherstellung ausgehändigt worden 
sind, zusammen das Dreifache des einge-
zahlten Grundkapitals und der in § 7 be-
zeichneten Rücklagen nicht übersteigen 
dürfen; 

5. unverändert 

6. unverändert 

Nummer 7. entfällt 

8. Beteiligungen übernehmen oder erwerben 

a) an inländischen Unternehmen in der 
Rechtsform der  Aktiengesellschaft oder 
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Entwurf 

der Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung, wenn die Beteiligung dazu dient, 
die nach § 1 betriebenen Geschäfte zu 
fördern mit der Maßgabe, daß die ein-
zelne Beteiligung insgesamt den vierten 
Teil des Nennbetrags aller Anteile des 
Unternehmens, an dem die Beteiligung 
besteht, nicht übersteigen darf, 

b) an ausländischen Realkreditinstituten mit 
der Maßgabe, daß die einzelne Beteili-
gung insgesamt den vierten Teil des 
Nennbetrags aller Anteile des Unterneh-
mens, an dem die Beteiligung besteht, 
oder einer vergleichbaren Bezugsgröße 
nicht übersteigen darf und daß der Ge-
samtbetrag dieser Beteiligungen fünf 
vom Hundert des eingezahlten Grund-
kapitals und der in § 7 bezeichneten 
Rücklagen nicht übersteigen darf, 

c) an inländischen eingetragenen Genossen-
schaften, bei denen die Genossen nicht 
unbeschränkt Nachschüsse zu leisten ha-
ben, wenn die Beteiligung dazu dient, die 
nach § 1 betriebenen Geschäfte zu för-
dern; 

der Gesamtbetrag aller Beteiligungen darf 
15 vom Hundert des eingezahlten Grund-
kapitals und der in § 7 bezeichneten Rück-
lagen nicht übersteigen ;  bei Genossenschaf-
ten ist als Betrag der Beteiligung der Be-
trag der übernommenen Geschäftsanteile 
und der Haftsummen anzusetzen. 

(2) Für die Geschäfte nach Absatz 1 Nr. 1 
stehen andere Staaten den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften gleich, wenn eine 
zwischenstaatliche Vereinbarung, der die ge-
setzgebenden Körperschaften in der Form eines 
Bundesgesetzes zugestimmt haben, eine Gleich-
stellung für diese Geschäfte ausdrücklich vor-
sieht; diese Darlehen sind auf den nach Ab-
satz 1 Nr. 1 zugelassenen Höchstbetrag anzu-
rechnen. Für die Geschäfte nach § 1 Nr. 2 ste-
hen die Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, die Europäische Atomgemeinschaft 
und die Europäische Investitionsbank den inlän-
dischen Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts gleich." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung, wenn die Beteiligung dazu dient, 
die nach § 1 betriebenen Geschäfte zu 
fördern mit der Maßgabe, daß die ein-
zelne Beteiligung insgesamt den dritten 
Teil des Nennbetrags aller Anteile des 
Unternehmens, an dem die Beteiligung 
besteht, nicht übersteigen darf, 

b) an ausländischen Realkreditinstituten 
und ausländischen Wohnungsbauträger

-

gesellschaften mit der Maßgabe, daß 
die einzelne Beteiligung insgesamt den 
vierten Teil des Nennbetrags aller An-
teile des Unternehmens, an dem die Be-
teiligung besteht, oder einer vergleich-
baren Bezugsgröße nicht übersteigen darf 
und daß der Gesamtbetrag dieser Betei-
ligungen fünf vom Hundert des einge-
zahlten Grundkapitals und ,der in § 7 be-
zeichneten Rücklagen nicht übersteigen 
darf, 

c) unverändert 

der Gesamtbetrag aller Beteiligungen darf 
15 vom Hundert des eingezahlten Grund-
kapitals und der in § 7 bezeichneten Rück-
lagen nicht übersteigen; bei Genossenschaf-
ten ist als Betrag der Beteiligung der Be-
trag der übernommenen Geschäftsanteile 
und der Haftsummen anzusetzen. Die Auf-
sichtsbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen 
von dem in Buchstabe a bestimmten Höchst-
betrag der Beteiligung zulassen, wenn die 
Art der Beteiligung und der mit der Beteili-
gung verfolgte Zweck dies gerechtfertigt er-
scheinen lassen. 

(2) Der Bundesminister der Justiz kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi-
nanzen durch Rechtsverordnung den in Ab-
satz 1 Nr. 1 bestimmten Vomhundertsatz bis zu 
einem Satz von 25 vom Hundert heraufsetzen, 
wenn und soweit dies auf Grund eines allge-
meinen Abbaus der Beschränkungen des Kapi-
talverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften geboten erscheint. 
Für die Geschäfte nach Absatz 1 Nr. 1 stehen 
andere Staaten den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften gleich, wenn eine 
zwischenstaatliche Vereinbarung, der die ge-
setzgebenden Körperschaften in der Form eines 
Bundesgesetzes zugestimmt haben, eine Gleich-
stellung für diese Geschäfte ausdrücklich vor-
sieht; diese Darlehen sind auf den nach Ab-
satz 1 Nr. 1 zugelassenen Höchstbetrag anzu-
rechnen. Für die Geschäfte nach § 1 Nr. 2 ste-
hen die Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, die Europäische Atomgemeinschaft 
und die Europäische Investitionsbank den in- 
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Entwurf 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In § 7 Satz 1 werden die Worte „den zwan-
zigfachen Betrag" durch die Worte „den 
fünfundzwanzigfachen Betrag" ersetzt. 

b) Der bisherige § 7 wird Absatz 1. Es wird 
folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Nimmt eine Hypothekenbank nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 7 Darlehen zum Zwecke der 
Gewährung von hypothekarischen Darlehen, 
von Kommunaldarlehen oder von Darlehen 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 auf, so sind 
diese Darlehen, soweit nicht den Darlehens-
gebern Namenspfandbriefe oder Namens-
kommunalschuldverschreibungen zu ihrer 
Sicherstellung ausgehändigt worden sind, 
auf den Gesamtbetrag anzurechnen, bis zu 
dem nach Absatz 1 Satz 1 Hypothekenpfand-
briefe und nach § 41 Abs. 2 Kommunalschuld-
verschreibungen ausgegeben werden dür-
fen." 

4. In § 9 wird folgender neuer Absatz eingefügt:  

„(1) Hypothekenpfandbriefe sollen nur aus-
gegeben werden, wenn 

a) die Laufzeit der Pfandbriefe den Zeitraum 
nicht wesentlich überschreitet, der mit Rück-
sicht auf die Laufzeiten der hypothekari-
schen Darlehen der Hypothekenbank erfor-
derlich ist, und 

b) bei einem angemessenen Teil der neu aus-
gegebenen Pfandbriefe vorgesehen ist, daß 
mit der Tilgung der Pfandbriefe spätestens 
nach Ablauf von einem Drittel der Laufzeit 
begonnen werden muß. 

Als Laufzeit der Pfandbriefe gilt der in den 
Bedingungen vorgesehene Zeitraum vom Be-
ginn der Verzinsung bis zur ursprünglich ver-
einbarten Fälligkeit. Angemessen im Sinne von 
Satz 1 Buchstabe b ist ein Teil, der mindestens 
50 vom Hundert der neu ausgegebenen Pfand-
briefe beträgt." 

Der bisherige § 9 wird Absatz 2. 

5. § 11 Abs. 1 wird gestrichen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

ländischen Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts gleich." 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Der bisherige § 7 wird Absatz 1. Es wird 
folgender Absatz 2 angefügt: 

„ (2) Werden von einer Hypothekenbank 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 Gelder als Einlagen 
oder Darlehen angenommen oder Schuldver-
schreibungen ausgegeben, so sind die Gel-
der, soweit nicht den Darlehensgebern 
Namenspfandbriefe oder Namenskommunal-
schuldverschreibungen zu ihrer Sicherstel-
lung ausgehändigt worden sind, und die 
Schuldverschreibungen auf den Gesamtbetrag 
anzurechnen, bis zu dem nach Absatz 1 Satz 1 
Hypothekenpfandbriefe und nach § 41 
Abs. 2 Kommunalschuldverschreibungen 
ausgegeben werden dürfen." 

4. In § 9 wird folgender neuer Absatz 1 eingefügt: 

„(1) Hypothekenpfandbriefe sollen nur aus-
gegeben werden, wenn 

a) unverändert 

b) unverändert 

Als Laufzeit der Pfandbriefe gilt der in den 
Bedingungen vorgesehene Zeitraum vom Be-
ginn der Verzinsung bis zur ursprünglich ver-
einbarten Fälligkeit. Angemessen im Sinne von 
Satz 1 Buchstabe b ist der Anteil der dort be-
zeichneten Pfandbriefe, wenn ihr Anteil an den 
neu ausgegebenen Pfandbriefen zusammen mit 
den neu ausgegebenen Pfandbriefen mit einer 
Laufzeit bis zu 15 Jahren mindestens 40 vom 
Hundert beträgt." 

Der bisherige § 9 wird Absatz 2. 

5. unverändert 

5a. In § 12 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „den 
Betrag des eingezahlten Grundkapitals" durch 
die Worte „das Doppelte des eingezahlten 
Grundkapitals" ersetzt. 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

Entwurf 

6. In § 20 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Aufsichtsbehörde kann für Einzelfälle 
oder für Gruppen Bleichgelagerter Fälle zulas-
sen, daß der Beginn der Amortisation für einen 
größeren als den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Zeitraum hinausgeschoben wird, wenn dies 
wegen sonstiger, mit der Darlehensgewährung 
in Zusammenhang stehender Verbindlichkeiten 
des Schuldners unter Berücksichtigung der Be-
schaffenheit des beliehenen Grundstücks ge-
rechtfertigt erscheint." 

7. Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

„§ 21 a 

Bei Hypotheken, die nicht als Deckung für 
Schuldverschreibungen benutzt werden, kann 
von den Vorschriften der §§ 14 bis 21 abgewi-
chen werden." 

8. § 41 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „nach § 5 
Abs. 1 Nr. 1" durch die Worte „nach § 1 Nr. 2 
oder § 5 Abs. 1 Nr. 1" und die Worte „der 
§§ 8, 9, 22, 23, 25, 26, 29 bis 35 a, 37 bis 39 a" 
durch die Worte „der §§ 8, 9 Abs. 1 Satz 1 
und 2 und Abs. 2, §§ 22, 23, 25, 26, 29 bis 
35 a, 37 bis 39 a" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Gesamtbetrag der im Umlauf be-
findlichen Kommunalschuldverschreibungen 
darf unter Hinzurechnung der im Umlauf be-
findlichen Pfandbriefe das Doppelte des 
Höchstbetrages nicht übersteigen, der in § 7 
für den Pfandbriefumlauf allein bestimmt 
ist." 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

9. In § 43 wird § 17 des Einführungsgesetzes zur 
Konkursordnung wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die Worte „§ 5 Abs. 1 
Nr. 1" durch die Worte „§ 1 Nr. 2" ersetzt. 

10. § 46 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei einer Hypothekenbank, die von dem 
Recht des erweiterten Geschäftsbetriebs nach 
Absatz 1 Gebrauch macht, darf der Gesamtbe-
trag der im Umlauf befindlichen Pfandbriefe den 
zwanzigfachen Betrag des eingezahlten Grund-
kapitals und der in § 7 bezeichneten Rücklagen 
nicht übersteigen. Der Gesamtbetrag der im Um-
lauf befindlichen Kommunalschuldverschreibun-
gen darf unter Hinzurechnung der im Umlauf 
befindlichen Pfandbriefe das Doppelte des 
Höchstbetrages nicht übersteigen, der in Satz 1 
für den Pfandbriefumlauf allein bestimmt ist; § 7 
Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.". 
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Entwurf 

Artikel 2 

Änderung des Schiffsbankgesetzes 

Das Gesetz über Schiffspfandbriefbanken (Schiffs-
bankgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 302), zuletzt 
geändert durch das Beurkundungsgesetz vom 28. Au-
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1513), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 werden die Worte „die Hälfte" 
durch die Worte „das Doppelte" ersetzt. 

b) Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 10 
eingefügt: 

„10. Beteiligungen übernehmen oder erwerben 

a) an inländischen Unternehmen in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft oder 
der Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung, wenn die Beteiligung dazu dient, 
die nach § 1 betriebenen Geschäfte zu 
fördern mit der Maßgabe, daß die ein-
zelne Beteiligung insgesamt den vier-
ten Teil des Nennbetrags aller Anteile 
des Unternehmens, an dem die Beteili-
gung besteht, nicht übersteigen darf, 

b) an ausländischen Schiffsfinanzierungs-
instituten mit der Maßgabe, daß die ein-
zelne Beteiligung insgesamt den vierten 
Teil des Nennbetrags aller Anteile des 
Unternehmens, an dem die Beteiligung 
besteht, oder einer vergleichbaren Be-
zugsgröße nicht übersteigen darf und 
daß der Gesamtbetrag dieser Beteiligun-
gen fünf vom Hundert des eingezahlten 
Grundkapitals und der in § 7 bezeichne-
ten Rücklagen nicht übersteigen darf, 

c) an inländischen eingetragenen Genos-
senschaften, bei denen die Genossen 
nicht unbeschränkt Nachschüsse zu lei-
sten haben, wenn die Beteiligung dazu 
dient, die nach § 1 betriebenen Geschäfte 
zu fördern; 

der Gesamtbetrag aller Beteiligungen darf 
15 vom Hundert des eingezahlten Grund-
kapitals und der in § 7 bezeichneten Rück-
lagen nicht übersteigen; bei Genossenschaf-
ten ist als Betrag der Beteiligung der Be-
trag der übernommenen Geschäftsanteile 
und der Haftsummen anzusetzen." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 2 

Änderung des Schiffsbankgesetzes 

Das Gesetz über Schiffspfandbriefbanken (Schiffs-
bankgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 302), zuletzt 
geändert durch das Beurkundungsgesetz vom 28. Au-
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1513), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

vor b) In Nummer 9 werden die Worte „das Drei-
fache" durch die Worte „das Viereinhalb-
fache" ersetzt. 

b) Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 10 
eingefügt: 

„10. Beteiligungen übernehmen oder erwerben 

a) an inländischen Unternehmen in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft oder 
der Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung, wenn die Beteiligung dazu dient, 
die nach § 1 betriebenen Geschäfte zu 
fördern mit der Maßgabe, daß die ein-
zelne Beteiligung insgesamt den dritten 
Teil des Nennbetrags aller Anteile des 
Unternehmens, an dem die Beteiligung 
besteht, nicht übersteigen darf, 

b) an ausländischen Schiffsfinanzierungs-
instituten mit der Maßgabe, daß die ein-
zelne Beteiligung insgesamt den dritten 
Teil des Nennbetrags aller Anteile des 

 Unternehmens, an dem die Beteiligung 
besteht, oder einer vergleichbaren Be-
zugsgröße nicht übersteigen darf und 
daß der Gesamtbetrag dieser Beteiligun-
gen zehn vom Hundert des eingezahlten 
Grundkapitals und der in § 7 bezeichne-
ten Rücklagen nicht übersteigen darf. 

c) unverändert 

der Gesamtbetrag aller Beteiligungen darf 
15 vom Hundert des eingezahlten Grund-
kapitals und der in § 7 bezeichneten Rück-
lagen nicht übersteigen; bei Genossenschaf-
ten ist als Betrag der Beteiligung der Be-
trag der übernommenen Geschäftsanteile 
und der Haftsummen anzusetzen. Die Auf-
sichtsbehörde kann im Einzelfall Ausnah-
men von dem in Buchstabe a bestimmten 
Höchstbetrag der Beteiligung zulassen, 
wenn die Art der Beteiligung und der mit 
der Beteiligung verfolgte Zweck dies ge-
rechtfertigt erscheinen lassen." 
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2. In § 7 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „den zwan-
zigfachen Betrag" durch die Worte „den dreißig-
fachen Betrag" ersetzt. 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird gestrichen. Der bisherige 
Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Beleihung darf die ersten drei Fünftel 
des Wertes des Schiffes oder Schiffsbauwer-
kes nicht übersteigen und darf nur durch Ge-
währung von Abzahlungsdarlehen erfolgen." 

b) In Absatz 2 werden in dem bisherigen Satz 4 
die Worte „der Sätze 1 und 2" durch die 
Worte „des Satzes 1" ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Die Beleihung ist regelmäßig nur zur ersten 
Stelle zulässig; Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend." 

d) In Absatz 5 werden die Worte „den zehnfa-
chen Betrag" durch die Worte „den fünfzehn-
fachen Betrag" ersetzt. 

Artikel 3 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister der Justiz kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
dem Bundesminister für Städtebau und Wohnungs-
wesen nach Anhörung der Verbände der Realkredit-
institute durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, daß die Hypotheken-
banken und öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten 
Geldmittel, die sie durch Tilgungsleistungen auf be-
stimmte Arten von Hypotheken- und Kommunaldar-
lehen erhalten, zur vorzeitigen Tilgung entsprechen-
der Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibun-
gen zu verwenden haben. Satz 1 gilt nur, soweit und 
solange die Rechtsverordnung erforderlich ist, um 
die Belange der Sparer zu wahren, die ihre Schuld-
verschreibungen nur zu einem Preis veräußern kön-
nen, der in einem auffälligen Mißverhältnis zu deren 
Nennwert steht. Welche Arten von Schuldverschrei-
bungen den nach Satz 1 bestimmten Darlehen ent-
sprechen und in welchem Umfang die Geldmittel zur 
vorzeitigen Tilgung zu verwenden sind, ist unter 
Berücksichtigung der für das Darlehens- und Schuld-
verschreibungsgeschäft der Hypothekenbanken und 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „den 
zwanzigfachen Betrag" durch die Worte 
„den dreißigfachen Betrag" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Gewährleistungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 
werden auf den Gesamtbetrag der im Umlauf 
befindlichen Schiffspfandbriefe angerechnet, 
soweit sie das Dreifache des eingezahlten 
Grundkapitals und der in Absatz 1 bezeich-
neten Rücklagen übersteigen." 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Beleihungen nach Absatz 4 dürfen zu-
sammen den zwanzigfachen Betrag des ein-
gezahlten Grundkapitals und der in § 7 be-
zeichneten Rücklagen nicht übersteigen." 

Artikel 3 

entfällt 
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öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten üblichen Be-
dingungen festzusetzen. Hierbei ist der Bedarf an 
Mitteln für die Erfüllung bestehender Verbindlich-
keiten und für sonstige notwendige Maßnahmen, ins-
besondere für Zwecke der Kurspflege, in angemes-
sener Weise zu berücksichtigen. 

(2) Die vorzeitige Tilgung der Schuldverschreibun-
gen kann in Form einer Auslosung, durch eine 
gleichmäßige Teiltilgung aller zu berücksichtigen-
den Schuldverschreibungen oder durch eine Ver-
bindung dieser Maßnahmen oder in sonstiger, die 
Belange der Sparer wahrender Weise vorgenommen 
werden. 

Artikel 4 

Aufhebung von Vorschriften 

Die Verordnung über die Verwendung von Darle-
hen an die Europäischen Gemeinschaften als Deckung 
für Kommunalschuldverschreibungen vom 20. De-
zember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1450) wird aufge-
hoben. 

Artikel 5 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas-
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden zweiten Kalendermonats in 
Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
 Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 




